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Offenlegung und Verwendung von aktenkundigen Beweismitteln 

§ 37k. (1) Das Gericht kann auch um Offenlegung von Beweismitteln, die sich in Akten von 
Gerichten oder Behörden befinden, im Weg der Rechts- und Amtshilfe ersuchen, wenn solche 
Beweismittel nicht von den Parteien oder einem Dritten mit zumutbarem Aufwand beigeschafft werden 
können. 

(2) Ist der Antrag auf die Offenlegung von Informationen gerichtet, die sich in den Akten einer 
Wettbewerbsbehörde befinden, so hat das Gericht im Rahmen der Prüfung der Verhältnismäßigkeit des 
Offenlegungsantrags neben § 37j Abs. 4 auch zu berücksichtigen, wie bestimmt einzelne Unterlagen 
hinsichtlich Art, Gegenstand oder Inhalt bezeichnet wurden und ob die Notwendigkeit besteht, die 
Offenlegung zu beschränken, um die Wirksamkeit der behördlichen Rechtsdurchsetzung zu wahren. Das 
Gericht hat der Wettbewerbsbehörde vor der Entscheidung über den Antrag Gelegenheit zu geben, zu den 
Voraussetzungen Stellung zu nehmen; die Wettbewerbsbehörde kann auch von sich aus dem Gericht ihre 
Ansichten über die Verhältnismäßigkeit von Offenlegungsanträgen darlegen. 

(3) Die Offenlegung folgender Inhalte der Akten einer Wettbewerbsbehörde darf erst angeordnet 
werden, wenn die Wettbewerbsbehörde ihr Verfahren beendet hat: 

 1. Informationen, die eigens für das Verfahren vor der Wettbewerbsbehörde erstellt wurden, 

 2. Informationen, die die Wettbewerbsbehörde im Laufe ihres Verfahrens erstellt und den Parteien 
übermittelt hat, und 

 3. zurückgezogene Vergleichsausführungen aus solchen Verfahren. 

(4) Die Offenlegung von Kronzeugenerklärungen oder Vergleichsausführungen darf nicht 
angeordnet werden. Dieses Verbot umfasst nicht Informationen, die unabhängig von einem 
wettbewerbsbehördlichen Verfahren vorliegen, auch wenn diese Informationen in den Akten einer 
Wettbewerbsbehörde vorhanden sind. 
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(5) Die Beschränkungen für die Offenlegung von Beweismitteln aus den Akten einer 
Wettbewerbsbehörde nach den Abs. 3 und 4 gelten auch für Aufträge an die Parteien, solche Beweismittel 
vorzulegen. Die Verwendung von Beweismitteln aus den Akten einer Wettbewerbsbehörde ist unzulässig, 
soweit deren Vorlage nicht angeordnet werden kann. 

(6) Beweismittel, die eine Person allein durch Einsicht in die Akten einer Wettbewerbsbehörde 
erlangt hat, dürfen unbeschadet des Abs. 5 zweiter Satz nur von dieser Person in einem Verfahren über 
Ersatzansprüche aus einer Wettbewerbsrechtsverletzung oder von einer Person, die in die Rechte einer 
solchen Person eingetreten ist, verwendet werden. 

(7) Wird vorgebracht, dass sich das Offenlegungsbegehren auf eine Kronzeugenerklärung oder 
Vergleichsausführungen bezieht, so kann das Gericht die Vorlage dieser Beweismittel anordnen, um zu 
prüfen, ob und in welchem Ausmaß ihr Inhalt dem Verbot nach Abs. 4 unterliegt. Das Gericht darf für 
diese Beurteilung nur die zuständige Wettbewerbsbehörde zur Unterstützung heranziehen und den 
Verfasser der Beweismittel anhören. Das Gericht hat mit Beschluss zu entscheiden, ob und 
gegebenenfalls welche Teile der Beweismittel dem Verbot nach Abs. 4 unterliegen und daher nicht zum 
Akt zu nehmen sind. Eine solche Entscheidung kann nur vom Offenlegungspflichtigen und dem Verfasser 
des Beweismittels angefochten werden. Anderen Parteien oder Dritten darf das Gericht Zugang zu diesen 
Beweismitteln ausschließlich dann und in dem Umfang gewähren, in dem das Gericht rechtskräftig 
entschieden hat, dass diese Beweismittel dem Verbot nach Abs. 4 nicht unterliegen. 

(8) Wenn Teile eines Beweismittels unterschiedlichen Beschränkungen im Sinn dieser Bestimmung 
unterliegen, ist über die Offenlegung der betroffenen Teile nach den jeweils maßgeblichen Regeln zu 
entscheiden. 
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